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Bahnlärm-Gutachter – 
endlich unfehlbar!

Anmerkungen zum Urteil des BVerwG vom 15.10.2020 AZ 7 A 9.19

Armin Frühauf, Christian Nocke

Z U S A M M E N F A S S U N G  Mit diesem Beitrag wird ein ak-
tuelles Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 15.10.2020 
aus juristischer und schalltechnischer Sicht kommentiert und 
kritisiert. Das Urteil hat weitreichende Konsequenzen für den 
Schallgutachter, der die Aufgabe hat, ein im Auftrag der DB 
Netz AG erstelltes Parteigutachten auf seine Richtigkeit hin zu 
überprüfen; kommt er zu einem anderen Ergebnis, so ist es 
(nahezu) unmöglich, das Gericht zu bewegen, durch ein von 
ihm in Auftrag gegebenes Gerichtsgutachten die erforderliche 
Klärung herbeizuführen. Auch sorgfältig vorbereitete Beweis-
anträge, die an offensichtliche Ungereimtheiten des angefoch-
tenen Gutachtens anknüpfen, bleiben ohne jede Resonanz. Da-
rauf muss sich der kritisierende Gutachter einstellen. Das 
kritisierte Gutachten begründet den Verdacht, dass die von den 
Prozessparteien vorgelegten Gutachten vom Bundesverwal-
tungsgericht unterschiedlich (ungleich) behandelt werden, je 
nachdem ob das Gutachten von der Antragstellerin eines Plan-
feststellungsverfahren (hier der DB Netz AG) oder von den von 
den Folgen des Antrags betroffenen Bürgern vorgelegt wer-
den. Das „DB-Gutachten“ trägt die unerschütterliche Vermu-
tung der Richtigkeit. 

Railway noise consultants –  
unfailable at last!

A B S T R A C T  This article comments on and criticizes a recent 
decision of the Federal Administrative Court dated 15.10.2020 
from a legal and sound engineering perspective. The decision 
has far-reaching consequences for noise experts who have the 
task of verifying the accuracy of a party expert assessment 
prepared on behalf of DB Netz AG; if they come to a different 
conclusion, it is (almost) impossible to persuade the court to 
provide the necessary clarification by means of a court expert 
assessment commissioned by them. Even carefully prepared 
requests for evidence, which are linked to obvious inconsisten-
cies in the challenged expert opinion, remain without any re-
sponse. The criticizing expert must be prepared for this. 
The criticized expert assessment gives rise to the suspicion 
that the expert assessments submitted by the parties to the 
proceedings are treated differently (unequally) by the Federal 
Administrative Court, depending on whether the expert as-
sessment is submitted by the applicant of a plan approval pro-
cedure (in this case DB Netz AG) or by the citizens affected by 
the consequences of the application. The „DB expert assess-
ment“ carries the unshakable presumption of correctness.

Gutachten zu Baustellenlärm an der Schiene sind nicht immer anfechtungsfrei. Foto: PantherMedia/gogiyan
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I
n einem Urteil vom 15. Oktober 2020 zu einem Planfest-
stellungsbeschluss hat sich das Bundesverwaltungsgericht 
in bemerkenswerter Weise mit den unterschiedlichen An-
forderungen an die vom Vorhabenträger vorgelegten 
Schallgutachten und den von der Betroffenenseite vorge-
legten Gutachten auseinandergesetzt. Beide Gutachten 

sind prozessual als „Parteigutachten“ einzustufen, die für ihre 
jeweiligen Auftraggeber gegen Honorar erstellt werden; die In-
teressenlagen der Auftraggeber sind diametral entgegengesetzt; 
der Vorhabenträger bzw. Antragsteller (hier die DB Netz AG) 
möchte die Genehmigung seines vorgelegten Antrages erreichen, 
die Gegenseite möchte die Ablehnung oder zumindest Verände-
rung der Genehmigung zu seinen Gunsten. Zu Gunsten des An-
tragstellers streitet nach Auffassung des BVerwG eine Vermu-
tung der Richtigkeit des von ihm vorgelegten Gutachtens. Zur 
Beweisführung genügt die von den Bundesrichtern frei einge-
schätzte Plausibilität der Darstellung; nähere Angaben zu den 
Anknüpfungstatsachen, Berechnungsansätzen und -wegen und 
Schlussfolgerungen sind nicht erforderlich. Es liegt auf der 
Hand, dass eine fachliche Kritik dadurch erheblich erschwert 
wird. Aber nicht nur das.

Einführung

Dem obersten deutschen Verwaltungsgericht – dem Bundes-
verwaltungsgericht, nachfolgend kurz: BVerwG – in Leipzig ge-
bührt der Dank all derjenigen, die sich mit der Expertise von 
Schallimmissionen von Schienenwegen, befassen. 

Es hat in seinem Urteil vom 15. Oktober 2020 (www.
bverwg.de/151020U7A9.19.0 als Quelle [1]) die herausgeho-
bene Bedeutung von Schallgutachtern (generisches Maskuli-
num) durch die amtliche Bescheinigung ihrer Unfehlbarkeit 
erkannt und gewürdigt. Die Unangreifbarkeit ihrer gutachter-
lichen Aussagen hängt nicht mehr davon ab, ob und welche 
Qualifikation der Verfasser eines Schallgutachtens besitzt, ob 
und welche Akkreditierung er vorweisen kann und auch nicht, 
welche Methoden verwendet werden; all das braucht „qua 
amt“ zumindest nicht dann festgestellt werden, wenn der Ver-
fasser des Gutachtens nach eigener Darstellung nahezu aus-
schließlich für einen Monopolisten arbeitet. Profane Überle-
gungen, wer Auftraggeber ist, wer die Gutachten bezahlt oder 
auch nur, ob der Gutachter vom Auftraggeber wirtschaftlich 
abhängig ist, sind unangebracht und können den nun endlich 
errungenen Status der Unfehlbarkeit dieser Personen und Fir-
men nicht in Frage stellen. Die nahe liegende Bezeichnung 
„Staats-Bahn-Gutachter“ hat das Gericht allerdings (noch) 
nicht verwendet.

Anlass – Anknüpfungstatsachen, oder 
 worum es wirklich geht

Das Bundesverwaltungsgericht hatte in erster und zugleich 
letzter Instanz über die Rechtmäßigkeit eines Planfeststellungsbe-
schlusses [1] zu entscheiden, den das Eisenbahnbundesamt zum 
Ausbau einer Eisenbahnstrecke mitten durch die Stadt Oldenburg 
am 5. Juli 2019 erlassen hatte. 

Ziel des Vorhabens war bzw. ist es, die teilweise einspurige 
Strecke durchgängig zweigleisig zu elektrifizieren und als TEN-
Strecke auszubauen, um für den neu errichteten Jade-Weser-Port 
(einziger Tiefwasserhafen Deutschlands) eine Hinterlandanbin-

dung zur Bedienung vor allem der Überseetransporte von und 
nach Asien zu erreichen. 

Der Antrag auf den Ausbau der Strecke wurde noch 2013 ein-
gereicht, um sich die Vorteile des gesetzlich abgeschafften Schie-
nenbonus von 5 dB(A) zu sichern; dies war aufgrund einer 
Übergangsregelung im BImSchG für solche Planfeststellungsan-
träge möglich, die noch bis zum 31. Dezember 2013 eingegangen 
waren.

Die Stadt Oldenburg und ihre Bürger waren gegen das Vorha-
ben; sie verlangten eine Umfahrung ihrer Stadt (siehe Beschluss 
des Rats der Stadt vom 6. April 2017 [2]) in enger Linienfüh-
rung zu einer vorhandenen Umgehungsautobahn und erhoben 
nach der ersten Auslegung im März 2014 fristgerecht mehr als 
11 000 Einwendungen. Mängel im vorgelegten Schallschutzkon-
zept wie auch anderen Planungsbereichen führten zu den Nach-
besserungen und einer erneuten Auslegung der Planunterlagen.

Gegen den dann am 5. Juli 2019 erlassenen Planfeststellungs-
beschluss [1] erhoben die Stadt Oldenburg, eine an der Ausbau-
strecke liegende Firma sowie die Bundesvereinigung gegen Schie-
nenlärm e.V. [3], ein klagebefugten Umweltverband zusammen 
mit einigen privaten Bahnanliegern Klage.

Die Klage, das Verfahren, die Entscheidung

Die Klage wurde neben weiteren Aspekten auch auf substantiel-
le Fehler des von der Vorhabenträgerin (DB Netz AG) vorgelegten 
Schallschutzkonzeptes gestützt, wozu sich die Kläger auf Gutachten 
des Mitautors dieses Beitrages stützten. Im Einzelnen wurde kriti-
siert und durch prozessuale Beweisanträge untermauert:
1. mangelnde Sachkunde und Erfahrung der „Gutachter“ der Vor-

habenträgerin
2. der Qualität der vom Gutachter eingesetzten Hilfsmittel, spe-

ziell der Berechnungssoftware in einer veralteten Version aus 
dem Jahr 2008

3. der wirtschaftlichen Abhängigkeit und Unparteilichkeit des 
Gutachters sowie 

4. der mangelnden Kritikfähigkeit der entscheidenden Behörde 
(Eisenbahnbundesamt)
In einem in der mündlichen Verhandlung am 30. September 

2020 gestellten Antrag wird unter Beweis gestellt, dass das 
Schallschutzkonzept der von der Beigeladenen beauftragten Gut-
achter-Firma, einer GmbH, unbrauchbar, nicht nachvollziehbar 
und fehlerhaft ist. Dazu wird unter Punkt 1) zunächst Beweis an-
getreten, dass die GmbH zur Erstellung des Schallschutzkonzep-
tes gar nicht sachkundig ist. Diese Behauptung wird durch sechs 
Indizien belegt (u. a., weil sie weder selbst noch einer ihrer han-
delnden Personen öffentlich bestellte und vereidigte Sachverstän-
dige sind, eine sonstige Akkreditierung für ihre Tätigkeit haben 
noch eine Ausbildung für die Tätigkeit in irgendeiner Form nach-
gewiesen haben). 

Unter Punkt 2) werden nicht nur drei Beweismittel be-
nannt, aus denen sich die wirtschaftliche Abhängigkeit der 
Gutachter der DB Netz AG ergibt, sondern auch ein fünfsei-
tiger Ausdruck der eigenen „Referenzliste“ dieser Firma zu 
ihren Tätigkeiten beigefügt, aus der sich ergibt, dass aus-
nahmslos alle genannten Referenzen sich auf eine (bundes-
weite) wirtschaftliche Tätigkeit für die Vorhabenträgerin 
(DB Netz AG) beziehen. Das Bundesverwaltungsgericht hat 
dazu in der Verhandlung sich nicht einmal die Mühe ge-
macht, die in der Verhandlung anwesenden Geschäftsführer 
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der Gutachter-Firma um eine Stellungnahme zu bitten, noch 
den Sachverhalt weiter aufzuklären oder die angebotenen Be-
weise erhoben.

Der Senat des Bundesverwaltungsgerichts hat alle Behauptun-
gen mit dem Hinweis, dass der Vortrag der Kläger nicht „sub-
stanziiert sei“, ohne weitere Begründung oder rechtliche Würdi-
gung zurückgewiesen. 

Unter Punkt 3) war durch Gutachten der Kläger belegt, dass 
die von den Bahn-Gutachtern vorgelegten Berechnungen der 
Schallausbreitung unstreitig nicht nach den Vorgaben der 16. 
BImSchV (1990) erfolgt ist, sondern eine „Eigenkreation“ dieser 
Gutachter für die Vorhabenträgerin war. 

Unter den Punkten 4) und 5) ist schließlich behauptet, 
dass der Hersteller der verwendeten Software nicht für die Be-
rechnung der „Schall 03 (1990)“ freigegeben hat und sie als 
insoweit als „ungeeignet“ bezeichnet hat und schließlich, dass 
der Geschäftsführer des Herstellers des Rechenprogramms den 
GF der Firma persönlich in einem Schreiben darauf hingewie-
sen hat, dass sein Produkt nicht für die von ihr durchzufüh-
rende Berechnung geeignet ist. In der später erfolgten Urteils-
begründung des Gerichts [4] ist unter Randnummer 72, kurz 
Rn 72, dazu zu lesen: Die Verwendung der Software S. in der 
Version 6.5 aus dem Jahr 2008 für die Schalluntersuchung unter-
liegt keinen Bedenken. Anders als von den Klägern behauptet, ent-
hält das bei den Akten befindliche Schreiben der B. GmbH, der Ent-
wicklerin der Software S., vom 6. Juni 2014 an die A.I.T GmbH 
keine Warnung davor, für die für das planfestgestellte Vorhaben 
durchzuführenden Berechnungen die Software in der Version 6.5 
heranzuziehen.

Daraus wird man schließen müssen, dass ein Hersteller verpflich-
tet ist, vor der Anwendung seiner durch spätere Updates überholten 
Software explizit zu warnen, wenn er sicherstellen möchte, dass die 
neuere – im Zweifel bessere – Software verwendet wird. Der bisher 
übliche Hinweis, dass stets die neueste Software-Version zu verwen-
den ist, genügt am Bundesverwaltungsgericht offenbar nicht, um auf 
mögliche Schwächen und Fehler der überholten Software hinzuwei-
sen. Folge ist ein sachlich nicht gerechtfertigter Schutz der Verwen-
der veralteter Software vor Regressforderungen und damit zugleich 
die Verzerrung des Wettbewerbs. 

Die o. a. Einwände der Kläger gegen die von der Vorha-
benträgerin vorgelegten Gutachten hat das erstinstanzlich tä-
tige BVerwG nicht veranlassen können, das angegriffene 
Gutachten durch einen neutralen, gerichtlich bestellten Gut-
achter überprüfen zu lassen. In der schriftlichen Begründung 
des Urteils [5](Rn 70 ff) unterstreicht der Senat, dass es 
keinerlei rechtlichen Bedenken begegnet, wenn die Vorha-
benträgerin (die zudem Monopolist im Bereich der Schiene-
ninfrastruktur ist) 
• sich eines Unternehmens bedient, die ausschließlich für sie ar-

beitet,
• in ihrer wirtschaftlichen Bedeutung und Existenz von ihr ab-

hängig ist,
• und keinerlei Akkreditierung oder Zertifizierung als sachver-

ständige Stelle hat,
• in Fachkreisen oder auch bei Sachverständigen-Verbänden 

vollkommen unbekannt ist,
• unstreitig eine veraltete Software benutzt, die der Hersteller als 

„nicht geeignet“ (= nicht konform) bezeichnet (auch wenn 
kein Hersteller explizit vor der Verwendung veralteter Versio-
nen warnen würde),

• und der von den Klägern beauftragte öffentlich bestellte 
und vereidigte Sachverständige ebenso wie der von der 
Stadt Oldenburg beauftragte Sachverständige zu dem Er-
gebnis kommen, dass die Berechnungen der Bahn-Gutach-
ter nicht nur nicht nachvollziehbar und plausibel sind, 
sondern offensichtliche Fehler zeigen, weil sie erheblich 
von seinen Rechenergebnissen und den Rechenergebnissen 
der beiden durch die Kläger beauftragten Sachverständigen 
abweichen.
All das lässt das Bundesverwaltungsgericht nicht nur unbeein-

druckt, es setzt noch eins drauf, indem es entgegen den Anforde-
rungen einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
12. November 2020 (AZ 2 BvR 1616/18) [5] den Klägern sogar 
verwehrt (!) Zugang zu den Rechnungswegen, Berechnungsde-
tails, nachvollziehbaren Rechenansätzen oder anderen Informa-
tionen der Bahn-Gutachter und den ihnen zugrunde liegenden 
Anknüpfungstatsachen zu ermöglichen. 

Gutachter ist nicht gleich Gutachter – ein 
Paradoxon

Die unterschiedlichen Ansprüche an die Gutachter (die 
zwar alle Partei- und keine Gerichtsgutachter sind) aber sich 
dadurch unterscheiden, dass der eine Privatgutachter der Vor-
habenträgerin (DB Netz AG) ist und der andere Privatgut-
achter der betroffenen Bürger, eines Umweltverbandes bzw. 
einer durch die Planung betroffenen Stadt ist zeigt das Ge-
richt in einem Absatz seines Urteils auf. Danach ist das Ge-
richt der Ansicht, dass es nicht erforderlich ist, dass jeder Re-
chenschritt des Gutachtens des Antragstellers bzw. der Vorha-
benträgerin nachvollziehbar ist, aber andererseits der Gutach-
ter der Gegenpartei im Einzelnen dazustellen und zu bewei-
sen hat, welche Fehler im Gutachten vorhanden sind. Es be-
steht also die Vermutung der Richtigkeit des von der Vorha-
benträgerin vorgelegten Gutachtens ohne die andere Partei 
und deren Gutachtern die Möglichkeit zu geben, dies durch 
einen anderen Sachverständigen nachvollziehen/-prüfen zu 
lassen. 

In der Urteilsbegründung des Gerichts unter Rd.-Nr. 80 
des Urteils vom 15. Oktober 2020 [6] liest sich diese Un-
gleichbehandlung wie folgt: Soweit von den Klägern eine Dar-
stellung und Erläuterung des Rechenwegs zur Kontrolle der Re-
chenschritte und der Plausibilität des Ergebnisses der schalltechni-
schen Untersuchung gefordert wird, geht dies über bestehende Er-
fordernisse hinaus. Rechtlich erforderlich ist nicht, dass aus 
den planfestgestellten Unterlagen jeder Rechenschritt nachvoll-
ziehbar hervorgeht oder ein Außenstehender die Beurteilungspegel 
auf der Grundlage des Gutachtens selbst nachrechnen kann. Viel-
mehr genügt eine Plausibilisierung dahin, dass die rechneri-
schen Anforderungen der Schall 03 1990, insbesondere was 
die nötigen Eingangsdaten angeht, erfüllt worden sind (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 29. Juni 2017 – 3 A 1.16 – Buchholz 
442.09 § 18 AEG Nr. 77 Rn. 78). Das ist hier der Fall. Rechen-
fehler konnten die Kläger nicht aufzeigen. Für die geforderte 
Annahme eines Unsicherheitszuschlages in Höhe von 2 dB(A) fehlt 
eine rechtliche Grundlage (vgl. BVerwG, Urteil vom 29. Juni 
2017 – 3 A 1.16 – Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 77 Rn. 72).

Man stelle sich nun vor, dass Gleiches auch zur Überprüfung 
anderer Gutachten zur Beurteilung von Produktqualitäten gilt,  
z. B. der Fahr-, Flug- oder Steuerungsfähigkeit eines Fahrzeuges, 
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bei der Qualitätskontrolle von Arznei-, Lebensmitteln oder Beur-
teilung von Giftstoffen in der Umwelt.

Die vom Produzenten beauftragte Bescheinigung der Unbe-
denklichkeit seines Produktes genügt also zum In-Verkehrbrin-
gen ohne dass die bescheinigte Qualität überprüfbar dargestellt 
und nachgewiesen ist. 

Aber damit nicht genug. Das Gericht setzt unter Rd.-Nr. 81 
des Urteils vom 15. Oktober 2020 [6] noch wie folgt nach: 

Im Übrigen vermögen die Kläger auch nicht darzulegen, wo sich 
die von ihnen behaupteten Fehler der schalltechnischen Begut-
achtung – auch unter Berücksichtigung der im Planfeststellungsbe-
schluss getroffenen Meistbegünstigungsregelung – auf den den 
(sic!) Betroffenen zu gewährenden Schutzstandard negativ auswir-
ken würden. …

Es ist aus also aus fachlicher Sicht offenbar vollkommen egal, 
was Bahn-Gutachter schreiben; der von den Folgen des Gutach-
tens Betroffene muss um es zu erschüttern nicht nur darstellen, 
was warum falsch ist, sondern auch, wie sich der Fehler bei ihm 
konkret auswirkt. Das Gericht lässt offen, welche Wirkungen ge-
meint sind. Sind es Lärmwirkungen, die derzeit wie die Störung 
durch Maximal-Pegel gar nicht zu betrachten sind oder aber Bau-
schäden.

Auch die die hier anzuwendende 16. BImSchV in der Ausgabe 
1990 darf im Jahr 2019 ohne weitere Überprüfung angewendet 
werden, obwohl dasselbe Gericht bereits 2017 [8] urteilte: Der 
Schienenbonus ist vor allem an Strecken problematisch, die mit hohen 
nächtlichen Pegeln, insbesondere durch Güterverkehr, belastet sind 
(ebenso die Gesetzesbegründung zu § 43 BImSchG, BT-Drs. 
17/10771 S. 4). 

Es kann dazu angemerkt werden, dass die Struktur des Schie-
nenverkehrs in Oldenburg gerade auf nächtlichen Güterverkehr 
ausgelegt ist. 

Die gesetzliche Grundlage – 16. BImschV 
forever

Schon in der Bundesratsdrucksache 661/89 vom 27. November 
1989 zur Begründung und Verabschiedung der 16. BImSchV 
(1990)(sic) wird darauf hingewiesen: Der Bundesrat verbindet seine 
Zustimmung zur Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) mit 
der dringlichen Bitte, die Bundesregierung möge rasch weitere Regelun-
gen zu einem umfassenden Lärmschutz in Angriff nehmen. Für die ge-
sundheitliche Bewertung einer Lärmexposition sind grundsätzlich 
alle Lärmemittenten zu erfassen. Zu solch umfassender Darstellung 
einer Lärmimmissionssituation müssen Verfahren einer zusammenfas-
senden Bewertung verschiedener Lärmquellen und -qualitäten erarbeitet 
werden. Aus Gründen des Gesundheitsschutzes sind emittentenun-
abhängige Immissionsgrenz- oder zumindest – richtwerte festzuset-
zen. Dabei können die in der städtebaulichen Planung zu Grunde geleg-
ten Orientierungswerte nach DIN 18005 als Anhalt dienen.

Die 16. BImSchV aus dem Jahr 1990 wurde schon 1989 als 
Kompromiss verabschiedet. Die damalige Bitte des Bundesrats 
verdeutlicht, dass schon im Jahr 1989 die angewendeten Metho-
den der 16. BImSchV (1990) als nicht zeitgemäß und realitäts-
fern bewertet wurden. 

Das BVerwG meint dazu, Rd.-Nr. 61 des Urteils vom 15.  
Oktober 2020 [6]: Eine Verpflichtung des Verordnungsgebers, seine 
Berechnungsvorschriften für Verkehrsgeräusche fortlaufend dem Stand 
der Technik anzupassen, lässt sich auch nicht aus höherrangigem Recht 
herleiten. Dem Gesetz- und Verordnungsgeber steht nach gefestigter 

Rechtsprechung nicht nur bei der Festlegung der Immissionsgrenzwerte, 
sondern auch bei der Bestimmung des Rechenverfahrens zur Ermittlung 
der Immissionsbelastung ein weiter Einschätzungs-, Wertungs- und 
Gestaltungsspielraum zu, der einer gerichtlichen Nachprüfung nur be-
grenzt offensteht (vgl. BVerwG, Urteile vom 15. Dezember 2011 – 7 
A 11.10 – Buchholz 406.25 § 41 BImSchG Nr. 59 Rn. 28 und vom 
29. Juni 2017 – 3 A 1.16 – Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 77 Rn. 
62).

Ein gleich lautender Satz findet sich schon im Urteil des 
BVerwG des Jahres 2017 [6],dort Rd.-Nr. 62. 

„Deutscher“ Bahnlärm ist einfach anders 
als anderer Bahnlärm

Die Recherche der Historie in dieser Sache lässt die Vermu-
tung aufkommen, dass deutscher Bahnlärm sich rein physikalisch 
anders ausbreitet als Bahnlärm in allen anderen Ländern dieser 
Erde. 

Während der Bahnlärm sich in allen anderen Ländern offen-
bar nach naturwissenschaftlichen (physikalischen und mathema-
tischen) Gesetzen ausbreitet, so scheint unser bundesdeutscher 
Bahnlärm ausschließlich den Gesetzen/Verordnungen unseres po-
litischen Gesetzgebers/Verordnungsgebers (Bundestages/Bundes-
rat/Bundesregierung) zu folgen, wie auch die Rn 68 des Urteil 
des BVerwG vom 15. Oktober 2020 [6] bestätigt: … Wie darge-
legt, sind die an die Wirksamkeit der Schall 03 1990 anzulegenden 
Maßstäbe nicht – wie die Kläger meinen – der Stand der Technik oder 
weltweit anerkannte Schallausbreitungsregeln, sondern ob diese mit  
§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BImSchG und den verfassungsrechtlichen 
Anforderungen des Gesundheitsschutzes vereinbar ist. Damit beziehen 
sich die Teilbeweisanträge zugleich auf dem Tatsachenbeweis nicht zu-
gängliche Rechtsfragen. Auch der Teilbeweisantrag 3 des Beweisantrags 
2 zu den Erkenntnissen der Lärmwirkungsforschung ist nicht entschei-
dungserheblich. Die Berechnungsmethoden für die Schallausbrei-
tung sind normativ verbindlich vorgegeben und nicht willkürlich. 
Der Teilbeweisantrag 4 des Beweisantrags 2, mit dem behauptet wird, 
die Kläger zu 4 bis 7 seien von grundrechtsrelevanten Lärmbeeinträch-
tigungen betroffen, ist ins Blaue hinein formuliert.

Physikalisch motivierte Modelle zur Schallausbreitung wie 
in ISO 9613–2 [9] beschrieben sind damit aus rechtlicher 
Sicht, zumindest für bundesdeutschen Bahnlärm, unerheb-
lich. Schon 2017 urteilte das Gericht, Rd-Nr. 61 in [6]: … Da-
her ist es unerheblich, ob die Schall 03 1990 – wie es die Kläger in 
Abrede stellen – das Schallausbreitungsmodell der ISO 9613–2 be-
rücksichtigt, selbst wenn dieses Regelwerk den Stand der Technik 
verkörpern würde.

Kurios ist dabei auch, dass sich Straßenverkehrslärm, Gewer-
belärm, Sportlärm, Fluglärm etc. wieder anderen juristischen Vor-
gaben unterwerfen. Naheliegend ist hier der Begriff Verwaltungs-
akustik – Lärm als Gegenstand der Verwaltung. Analogien zu an-
deren Immissionen wie bei Dieselfahrzeugen drängen sich nach 
der aktuellen Rechtsprechung auf. 

Fazit und Ausblick

Das hier beschriebene Auseinanderfallen von physikalischer 
Wirklichkeit und Rechtswirklichkeit ist problematisch. Wenn Ge-
richte das nicht korrigieren, so kann das die Glaubwürdigkeit un-
serer Gerichte, wenn nicht sogar des Staates als Gesetzgeber 
schwerwiegend belasten.

B A U L Ä R M   



Unerträglich wird die Situation aber dann, wenn im Konkre-
ten prozessrechtliche Regeln verletzt werden, und das Gericht die 
Kritik an dem vom Antragsteller vorgelegten Parteigutachten von 
vorneherein „abbügelt“ und dem Parteigutachter des Bürgers kei-
nen gleichen Wert beimisst.

Ernüchternd bleibt aus schalltechnischer und juristischer zu 
konstatieren:
1. Die für einen Monopolisten erstellten Schallgutachten sind un-

angreifbar.
2. Es ist egal, wer sie gemacht hat und wie das Ergebnis zustande 

gekommen ist.
Nicht nur beim WURST-Machen, auch beim Gesetze-Machen 

und Urteilen darf man nicht zuschauen. 
Halleluja! n X799
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